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RESOLUTION 63/118

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 11. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/436,
Ziff. 7)1.

63/118. Die Staatsangehörigkeit natürlicher Personen im 
Zusammenhang mit der Staatennachfolge

Die Generalversammlung,

nach Prüfung des Punktes „Die Staatsangehörigkeit natür-
licher Personen im Zusammenhang mit der Staatennachfolge“,

unter Hinweis auf ihre Resolution 54/112 vom 9. Dezem-
ber 1999, in der sie beschloss, auf ihrer fünfundfünfzigsten
Tagung den von der Völkerrechtskommission ausgearbeite-
ten Entwurf von Artikeln über die Staatsangehörigkeit natür-
licher Personen im Zusammenhang mit der Staatennachfolge
zu prüfen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 55/153 vom
12. Dezember 2000, deren Anlage die Artikel über die Staats-
angehörigkeit natürlicher Personen im Zusammenhang mit
der Staatennachfolge enthält,

ferner unter Hinweis
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und gegebenenfalls die strafrechtliche Verfolgung von Be-
diensteten der Vereinten Nationen und Sachverständigen im
Auftrag der Vereinten Nationen, denen schwere Verbrechen
zur Last gelegt werden, erleichtern, im Einklang mit ihren in-
nerstaatlichen Rechtsvorschriften und den anwendbaren Re-
geln und Vorschriften der Vereinten Nationen sowie unter
voller Achtung des Rechts auf ein ordnungsgemäßes Verfah-
ren, und zu erwägen, die Kapazitäten ihrer jeweiligen natio-
nalen Behörden zur Untersuchung und strafrechtlichen Ver-
folgung derartiger Verbrechen zu verstärken; 

5. legt allen Staaten außerdem nahe,

a) einander im Zusammenhang mit strafrechtlichen Er-
mittlungen oder Straf- oder Auslieferungsverfahren wegen
schwerer Verbrechen, die von Bediensteten der Vereinten
Nationen oder Sachverständigen im Auftrag der Vereinten
Nationen begangen wurden, Hilfe zu leisten, einschließlich
Hilfe bei der Erlangung der vorliegenden Beweismittel, im
Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht beziehungsweise
etwaigen zwischen ihnen bestehenden Verträgen oder sonsti-
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über Verträge über die internationale Beförderung von Gü-
tern ganz oder teilweise auf See16;

4. begrüßt die Fortschritte der Kommission bei der
Überarbeitung ihres Mustergesetzes über die öffentliche Auf-
tragsvergabe für Güter, Bau- und Dienstleistungen17, bei der
Ausarbeitung des Entwurfs eines Gesetzgebungsleitfadens
für die Behandlung von Unternehmensgruppen in der Insol-
venz, bei der Zusammenstellung praktischer Erfahrungen mit
der Aushandlung und Anwendung von Vereinbarungen über
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9. beschließt, zwecks Gewährleistung der vollen Teil-
nahme aller Mitgliedstaaten an den Tagungen der Kommis-
sion und ihrer Arbeitsgruppen während der dreiundsechzigs-
ten Tagung der Generalversammlung in dem zuständigen
Hauptausschuss auch weiterhin zu prüfen, ob den am wenigs-
ten entwickelten Ländern, die Mitglied der Kommission sind,
auf Antrag und im Benehmen mit dem Generalsekretär ein
Reisekostenzuschuss gewährt werden kann;

10. begrüßt, in Anbetracht der jüngsten Erhöhung der
Zahl der Mitglieder der Kommission und der Zahl der von ihr
behandelten Themen, die von der Kommission vorgenomme-
ne umfassende Überprüfung ihrer Arbeitsmethoden, die auf
ihrer letzten Tagung eingeleitet wurde, mit dem Ziel, die Be-
handlung der Frage auf ihren nächsten Tagungen fortzuset-
zen, und im Hinblick darauf, die hohe Qualität der Arbeit der
Kommission und die internationale Akzeptanz der von ihr
ausgearbeiteten Rechtsinstrumente sicherzustellen, und erin-
nert in diesem Zusammenhang an
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Zweck den Staaten, die diese Übereinkommen noch nicht un-
terzeichnet und ratifiziert haben beziehungsweise ihnen noch
nicht beigetreten sind, eindringlich nahe, dies zu erwägen;

18. begrüßt die Erstellung von Kompendien der Recht-
sprechung betreffend Texte der Kommission, wie etwa eines
Kompendiums der Rechtsprechung betreffend das Überein-
kommen der Vereinten Nationen über Verträge über den in-
ternationalen Warenkauf28 und eines Kompendiums der
Rechtsprechung betreffend das Mustergesetz über die inter-
nationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit der Kommission der
Vereinten Nationen für internationales Handelsrecht29, durch
die die Verbreitung von Informationen über diese Texte un-
terstützt und ihre Nutzung, ihre Umsetzung in innerstaatliches
Recht und ihre einheitliche Auslegung gefördert werden soll;

19. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den Konfe-
renzen anlässlich des fünfzigsten Jahrestags des am 10. Juni
1958 in New York beschlossenen Übereinkommens über die
Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprü-
che30 („New Yorker Übereinkommen“), den bei dem laufen-
den Projekt der Kommission zur Überwachung der Durchfüh-
rung des New Yorker Übereinkommens erzielten Fortschrit-
ten, dem Beschluss der Kommission, einen Leitfaden für die
Umsetzung des New Yorker Übereinkommens in innerstaat-
liches Recht auszuarbeiten, um eine einheitliche Auslegung
und Anwendung des Übereinkommens zu fördern, und ihrem
Beschluss, wonach es von Nutzen sein könne, sofern es die
Ressourcen erlauben, ergänzend zu den sonstigen Tätigkeiten
zur Unterstützung des New Yorker Übereinkommens die
Verbreitung von Informationen über die juristische Ausle-
gung des Übereinkommens in die Tätigkeiten des Sekretariats
im Rahmen seines Programms der technischen Hilfe aufzu-
nehmen;

20. erinnert an ihre Resolutionen, in denen sie die Be-
deutung von qualitativ hochwertigen, nutzerfreundlichen und
kostenwirksamen Webseiten der Vereinten Nationen sowie
die Notwendigkeit ihrer Entwicklung, ihrer Pflege und ihres
Ausbaus in mehreren Sprachen betonte31, lobt die Website der
Kommission in den sechs Amtssprachen der Vereinten Natio-
nen und begrüßt die Anstrengungen, die die Kommission lau-
fend unterniku(ü-)]TJ
4 Tc
-
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mit Befriedigung Kenntnis nehmend von dem von der
Kommission auf ihrer einundvierzigsten Tagung gefassten
Beschluss, der Generalversammlung den Übereinkommens-
entwurf zur Behandlung vorzulegen39,

Kenntnis nehmend von dem von der Kommission gebil-
ligten Entwurf des Übereinkommens40,

mit dem Ausdruck ihres Dankes an die Regierung der Nie-
derlande für ihr Angebot, eine Zeremonie zur Unterzeichnung
des Übereinkommens in Rotterdam auszurichten,

1. würdigt die Kommission der Vereinten Nationen für
internationales Handelsrecht für die Ausarbeitung des Ent-
wurfs eines Übereinkommens über Verträge über die interna-
tionale Beförderung von Gütern ganz oder teilweise auf See;

2. verabschiedet das in der Anlage zu dieser Resolu-
tion enthaltene Übereinkommen der Vereinten Nationen über
Verträge über die internationale Beförderung von Gütern
ganz oder teilweise auf See;

3. genehmigt eine am 23. September 2009 in Rotter-
dam (Niederlande) abzuhaltende Zeremonie der Auflegung
zur Unterzeichnung und empfiehlt, die in dem Übereinkom-
men enthaltenen Regeln als die „Rotterdam-Regeln“ zu be-
zeichnen;

4. fordert alle Regierungen auf, zu erwägen, Vertrags-
partei des Übereinkommens zu werden.

Anlage

Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge 
über die internationale Beförderung von Gütern ganz 
oder teilweise auf See*

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens,

in Bekräftigung ihrer Überzeugung, dass internationaler
Handel auf der Grundlage der Gleichberechtigung und des
gegenseitigen Nutzens ein wichtiges Element zur Förderung
freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Staaten ist,

in der Überzeugung, dass die fortschreitende Harmonisie-
rung und Vereinheitlichung des internationalen Handels-
rechts durch den Abbau oder die Beseitigung rechtlicher Hin-
dernisse für den internationalen Handel in erheblichem Maß
zur weltweiten wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen
allen Staaten auf der Grundlage von Gleichheit, Gerechtigkeit
und gemeinsamen Interessen sowie zum Wohlergehen aller
Völker beiträgt,

in der Erkenntnis, dass das am 25. August 1924 in Brüssel
unterzeichnete Internationale Abkommen zur Vereinheitli-
chung von Regeln über Konnossemente sowie die Protokolle

dazu und das am 31. März 1978 in Hamburg unterzeichnete
Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Beförde-
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diese Person unmittelbar oder mittelbar auf Verlangen des
Beförderers oder unter dessen Aufsicht oder Kontrolle han-
delt.

b) „Ausführende Partei“ umfasst nicht Personen, die
unmittelbar oder mittelbar von einem Absender, einem doku-
mentären Absender, der verfügungsberechtigten Partei oder
dem Empfänger anstelle des Beförderers verpflichtet werden.
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gen, Vermerke, Signaturen und Indossamente), die sich in ei-
nem Beförderungsdokument oder einem elektronischen Be-
förderungsdokument befindet.

24. „Güter“ bedeutet Waren und Gegenstände jeglicher Art,
die zu befördern ein Beförderer sich nach einem Frachtver-
trag verpflichtet, und umfasst die Verpackung sowie Ausrüs-
tung und Container, die nicht vom Beförderer oder in dessen
Namen gestellt werden.

25. „Schiff“ bedeutet jedes Wasserfahrzeug, das zur Beförde-
rung von Gütern auf See benutzt wird. 

26. „Container“ bedeutet jede Art von Behältern, ortsbeweg-
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2. Dieses Übereinkommen findet keine Anwendung auf
Frachtverträge in der Nicht-Linienbeförderung, es sei denn,

a) es liegt kein Chartervertrag oder sonstiger zwischen
den Parteien geschlossener Vertrag über die Nutzung eines
Schiffs oder von Schiffsraum vor und 

b) es wird ein Beförderungsdokument oder ein elektro-
nisches Beförderungsdokument ausgestellt.

Artikel 7
Anwendung auf bestimmte Parteien

Ungeachtet des Artikels 6 ist dieses Übereinkommen zwi-
schen dem Beförderer und dem Empfänger, der verfügungs-
berechtigten Partei oder dem Inhaber anzuwenden, soweit
diese nicht ursprüngliche Parteien des Chartervertrags oder
eines sonstigen vom Anwendungsbereich dieses Überein-
kommens ausgeschlossenen Frachtvertrags sind. Dieses
Übereinkommen ist jedoch nicht zwischen den ursprüngli-
chen Parteien eines nach Artikel 6 ausgeschlossenen Fracht-
vertrags anzuwenden.

Kapitel 3
Elektronische Beförderungsdokumente

Artikel 8
Verwendung und Wirkung elektronischer Beförderungs-
dokumente

Vorbehaltlich der in diesem Übereinkommen vorgesehe-
nen Anforderungen gilt Folgendes:

a) Alle Angaben, die ein Beförderungsdokument nach
diesem Übereinkommen enthalten muss, können in einem
elektronischen Beförderungsdokument erfasst werden, vor-
ausgesetzt, die Ausstellung und spätere Verwendung eines
elektronischen Beförderungsdokuments geschieht mit Zu-
stimmung des Beförderers und des Absenders; und

b) die Ausstellung oder Übertragung eines elektroni-
schen Beförderungsdokuments oder die ausschließliche Ver-
fügungsgewalt über dieses hat dieselbe Wirkung wie die Aus-
stellung, der Besitz oder die Übertragung eines Beförderungs-
dokuments.

Artikel 9
Verfahrensregeln für die Verwendung übertragbarer 
elektronischer Beförderungsdokumente 
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b) Hat der Beförderer nach den Rechtsvorschriften des
Ablieferungsorts die Güter einer Behörde oder einem anderen
Dritten zu übergeben, bei dem der Empfänger sie abholen
kann, so endet der Zeitraum der Verantwortlichkeit des Be-
förderers, wenn der Beförderer die Güter der Behörde oder
dem anderen Dritten übergibt.

3. Zum Zweck der Feststellung des Zeitraums der Verant-
wortlichkeit des Beförderers können die Parteien den Zeit-
punkt und die Stelle der Übernahme und der Ablieferung der
Güter vereinbaren; eine Bestimmung in einem Frachtvertrag
ist aber nichtig, soweit sie vorsieht,

a) dass der Zeitpunkt der Übernahme der Güter nach
dem Beginn ihres ersten Ladens nach dem Frachtvertrag liegt
oder

b) dass der Zeitpunkt der Ablieferung der Güter vor
dem Ende ihrer letzten Ausladung nach dem Frachtvertrag
liegt.

Artikel 13 
Besondere Pflichten

1. Der Beförderer hat während des Zeitraums seiner Verant-
wortlichkeit gemäß Artikel 12 und vorbehaltlich des Arti-
kels 26 die Güter ordnungsgemäß und sorgfältig zu überneh-
men, zu laden, zu behandeln, zu stauen, zu befördern, zu ver-
wahren, zu pflegen, auszuladen und abzuliefern.

2. Ungeachtet des Absatzes 1 und unbeschadet der sonstigen
Bestimmungen in Kapitel 4 sowie der Kapitel 5 bis 7 können
der Beförderer und der Absender vereinbaren, dass das La-
den, Behandeln, Stauen oder Ausladen der Güter durch den
Absender, den dokumentären Absender oder den Empfänger
erfolgen soll. Auf eine solche Vereinbarung ist in den Anga-
ben zum Vertrag hinzuweisen.

Artikel 14
Besondere für die Seereise geltende Pflichten

Der Beförderer ist verpflichtet, vor, zu Beginn und wäh-
rend der Seereise gebührende Sorgfalt walten zu lassen, um

a) das Schiff seetüchtig zu machen und zu erhalten;

b) das Schiff ordnungsgemäß mit einer Besatzung zu
versehen, auszurüsten und zu versorgen und es während der
gesamten Reise so mit einer Besatzung versehen, ausgerüstet
und versorgt zu erhalten, und 

c) die Laderäume und alle anderen Teile des Schiffs, in
denen die Güter befördert werden, und alle gegebenenfalls
vom Beförderer gestellten Container, in oder auf denen die
Güter befördert werden, in einem für die Aufnahme, Beförde-
rung und Erhaltung der Güter geeigneten und sicheren Zu-
stand einzurichten und zu erhalten.

Artikel 15
Güter, die zu einer Gefahr werden können

Ungeachtet der Artikel 11 und 13 kann der Beförderer
oder eine ausführende Partei die Übernahme oder das Laden
ablehnen und andere angemessene Maßnahmen treffen, auch
Güter ausladen, vernichten oder unschädlich machen, wenn
die Güter eine tatsächliche Gefahr für Menschen, Sachen oder

die Umwelt darstellen oder nach vernünftigem Ermessen im
Zeitraum der Verantwortlichkeit des Beförderers zu einer sol-
chen Gefahr werden können.

Artikel 16
Aufopferung der Güter während der Seereise

Ungeachtet der Artikel 11, 13 und 14 kann der Beförderer
oder eine ausführende Partei Güter auf See aufopfern, wenn
die Aufopferung vernünftigerweise für die allgemeine Sicher-
heit oder zur Abwendung einer Gefahr für Menschenleben
oder andere in gemeinsamer Gefahr befindliche Sachen er-
folgt.

Kapitel 5
Haftung des Beförderers für Verlust, Beschädigung oder 
Verspätung

Artikel 17
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h) Handlung oder Unterlassung des Absenders, des do-
kumentären Absenders, der verfügungsberechtigten Partei
oder einer anderen Person, für deren Handlungen der Absen-
der oder der dokumentäre Absender nach Artikel 33 oder 34
haftet;

i) Laden, Behandeln, Stauen oder Ausladen der Güter
nach Maßgabe einer Vereinbarung nach Artikel 13 Absatz 2,
es sei denn, der Beförderer oder eine ausführende Partei führt
diese Tätigkeit im Namen des Absenders, des dokumentären
Absenders oder des Empfängers durch;

j) Schwund an Raumgehalt oder Gewicht oder sonsti-
ger Verlust oder Schaden, der durch die Eigenart der Güter
oder einen ihnen innewohnenden Mangel entsteht;

k) unzureichende oder fehlerhafte Verpackung oder
Kennzeichnung, die nicht durch den Beförderer oder in sei-
nem Namen vorgenommen wurde;

l) Rettung oder Versuch der Rettung von Menschenle-
ben zur See;

m) angemessene Maßnahmen zur Rettung oder zum
Versuch der Rettung von Eigentum zur See;

n) angemessene Maßnahmen zur Verhinderung oder
zum Versuch der Verhinderung von Umweltschäden oder

o) Handlungen des Beförderers gemäß den durch die
Artikel 15 und 16 übertragenen Befugnissen.

4. Ungeachtet des Absatzes 3 haftet der Beförderer ganz
oder teilweise für Verlust, Beschädigung oder Verspätung, 

a) wenn der Geschädigte nachweist, dass das Verschul-
den des Beförderers oder einer in Artikel 18 genannten Per-
son das Ereignis oder den Umstand, auf den der Beförderer
sich beruft, verursacht oder dazu beigetragen hat, oder

b) wenn der Geschädigte nachweist, dass ein Ereignis
oder Umstand, der in Absatz 3 nicht aufgeführt ist, zu dem
Verlust, der Beschädigung oder der Verspätung beigetragen
hat, und der Beförderer nicht beweisen kann, dass dieses Er-
eignis oder dieser Umstand nicht auf sein Verschulden oder
auf das Verschulden einer in Artikel 18 genannten Person zu-
rückführen ist.

5. Der Beförderer haftet ferner ungeachtet des Absatzes 3
ganz oder teilweise für Verlust, Beschädigung oder Verspä-
tung, wenn 

a) der Geschädigte nachweist, dass i) die Seeuntüchtig-
keit des Schiffs, ii) die nicht ordnungsgemäße Besatzung,
Ausrüstung und Versorgung des Schiffs oder iii) der Um-
stand, dass die Laderäume oder andere Teile des Schiffs, in
denen die Güter befördert werden, oder gegebenenfalls vom
Beförderer gestellte Container, in oder auf denen die Güter
befördert werden, nicht in einem für die Aufnahme, Beförde-
rung und Ei  auciz6(dass die  Tc d Tw  die Aufnaha(s)ue6g-1(nntenD
[(tt, u)-T*
[366nnD
[Zun Per-)]TJ
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gen oder Unterlassungen von Personen verursacht wurde, die
sie mit der Erfüllung einer der Pflichten des Beförderers aus
dem Frachtvertrag betraut hat.

4. Dieses Übereinkommen begründet keine Haftung des
Schiffsführers oder der Schiffsbesatzung oder eines Bediens-
teten des Beförderers oder einer maritimen ausführenden Par-
tei.

Artikel 20
Gesamtschuldnerische Haftung

1. Haften der Beförderer und eine oder mehrere maritime
ausführende Parteien für den Verlust, die Beschädigung oder
die verspätete Ablieferung der Güter, so haften sie als Ge-
samtschuldner, aber nur bis zu den in diesem Übereinkom-
men vorgesehenen Höchstbeträgen.

2. Unbeschadet des Artikels 61 darf die Haftung all dieser
Personen insgesamt die Haftungshöchstbeträge nach diesem
Übereinkommen nicht übersteigen.

Artikel 21
Verspätung

Eine verspätete Ablieferung liegt vor, wenn die Güter an
dem im Frachtvertrag vorgesehenen Bestimmungsort nicht
innerhalb der vereinbarten Frist abgeliefert werden.

Artikel 22
Berechnung der Entschädigung

1. Vorbehaltlich des Artikels 59 errechnet sich die vom Be-
förderer für den Verlust oder die Beschädigung der Güter zu
zahlende Entschädigung nach dem Wert dieser Güter am Ort
und im Zeitpunkt der Ablieferung gemäß Artikel 43.

2. Der Wert der Güter bestimmt sich nach dem Börsenpreis
oder mangels eines solchen nach ihrem Marktpreis oder man-
gels beider nach dem üblichen Wert von Gütern gleicher Art
und Beschaffenheit am Ablieferungsort.

3. Bei Verlust oder Beschädigung der Güter ist der Beförde-
rer nicht verpflichtet, eine Entschädigung zu zahlen, die über
das in den Absätzen 1 und 2 Vorgesehene hinausgeht, es sei
denn, der Beförderer und der Absender haben vereinbart, die
Entschädigung in den Grenzen des Kapitels 16 auf andere
Weise zu berechnen.

Artikel 23
Anzeige im Fall eines Verlusts, einer Beschädigung oder 
einer Verspätung

1. Bis zum Beweis des Gegenteils wird vermutet, dass der
Beförderer die Güter entsprechend ihrer Beschreibung in den
Angaben zum Vertrag abgeliefert hat, es sei denn, dem Beför-
derer oder der ausführenden Partei, welche die Güter abgelie-
fert hat, wird ein Verlust oder eine Beschädigung der Güter
unter Angabe der allgemeinen Art des Verlusts oder der Be-
schädigung vor oder bei Ablieferung oder, wenn der Verlust
oder die Beschädigung nicht offensichtlich ist, innerhalb von
sieben Werktagen am Ablieferungsort nach Ablieferung der
Güter angezeigt. 

2. Unterbleibt die in diesem Artikel bezeichnete Anzeige an
den Beförderer oder die ausführende Partei, so berührt dies
weder das Recht, nach diesem Übereinkommen Schadener-
satz wegen Verlust oder Beschädigung der Güter zu verlan-
gen, noch die Beweislastverteilung nach Artikel 17.

3. Der Anzeige nach diesem Artikel bedarf es nicht, wenn
der Verlust oder die Beschädigung bei einer gemeinsamen
Besichtigung der Güter durch die Person, bei der sie abgelie-
fert worden sind, und den Beförderer oder die maritime aus-
führende Partei, deren Haftung geltend gemacht wird, festge-
stellt wird.

4. Schadenersatz wegen Verspätung ist nur zu zahlen, wenn
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2. Die Bestimmungen dieses Übereinkommens über die
Haftung des Beförderers gelten für den Verlust, die Beschädi-
gung oder die verspätete Ablieferung von Gütern, die nach
Absatz 1 an Deck befördert werden; der Beförderer haftet je-
doch nicht für Verlust, Beschädigung oder verspätete Ablie-
ferung solcher Güter, die durch die besonderen mit der Beför-
derung an Deck verbundenen Gefahren verursacht wurde,
wenn die Güter nach Absatz 1 Buchstabe a oder c befördert
werden.

3. Sind die Güter in anderen als den nach Absatz 1 erlaubten
Fällen an Deck befördert worden, so haftet der Beförderer für
Verlust, Beschädigung oder verspätete Ablieferung der Gü-
ter, die ausschließlich durch ihre Beförderung an Deck verur-
sacht wurde, und kann sich auf die in Artikel 17 vorgesehenen
Haftungsausschlussgründe nicht berufen.

4. Der Beförderer kann sich gegenüber einem Dritten, der
ein übertragbares Beförderungsdokument oder ein übertrag-
bares elektronisches Beförderungsdokument gutgläubig er-
worben hat, auf Absatz 1 Buchstabe c nur berufen, wenn in
den Angaben zum Vertrag vermerkt ist, dass die Güter an
Deck befördert werden können.

5. Haben der Beförderer und der Absender ausdrücklich ver-
einbart, dass die Güter unter Deck befördert werden, so kann
der Beförderer eine Beschränkung der Haftung für Verlust,
Beschädigung oder verspätete Ablieferung der Güter nicht
beanspruchen, soweit dieser Verlust, diese Beschädigung
oder diese verspätete Ablieferung auf die Beförderung der
Güter an Deck zurückzuführen ist.

Artikel 26
Beförderung vor oder nach der Seebeförderung

Tritt während des Zeitraums der Verantwortlichkeit des
Beförderers, jedoch ausschließlich vor dem Laden der Güter
auf das Schiff oder ausschließlich nach dem Löschen der Gü-
ter von dem Schiff ein Verlust oder eine Beschädigung der
Güter oder ein Ereignis oder Umstand ein, der zu ihrer ver-
späteten Ablieferung führt, so hat dieses Übereinkommen
keinen Vorrang vor den Bestimmungen eines anderen inter-
nationalen Rechtsinstruments, die im Zeitpunkt dieses Ver-
lusts, dieser Beschädigung oder dieses für die Verspätung ur-
sächlichen Ereignisses oder Umstands

a) nach den Bestimmungen dieses internationalen
Rechtsinstruments auf alle oder einen Teil der Tätigkeiten des
Beförderers anzuwenden gewesen wären, wenn der Absender
mit dem Beförderer in Bezug auf die betreffende Teilstrecke,
auf der der Verlust oder die Beschädigung der Güter oder ein
Ereignis oder Umstand, der für ihre verspätete Ablieferung
ursächlich war, eingetreten ist, einen gesonderten und unmit-
telbaren Vertrag geschlossen hätte;

b) besondere Regelungen für die Haftung des Beförde-
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Artikel 30
Grundlage der Haftung des Absenders gegenüber dem 
Beförderer

1. Der Absender haftet für einen dem Beförderer entstande-
nen Verlust oder Schaden, wenn der Beförderer nachweist,
dass dieser Verlust oder Schaden durch eine Verletzung der
Pflichten des Absenders nach diesem Übereinkommen verur-
sacht wurde.

2. Außer bei einem Verlust oder Schaden, der durch eine
Verletzung der Pflichten des Absenders nach Artikel 31 Ab-
satz 2 und Artikel 32 verursacht wurde, ist der Absender von
der Haftung ganz oder teilweise befreit, wenn die Ursache
oder eine der Ursachen für den Verlust oder Schaden nicht auf
sein Verschulden oder das Verschulden einer in Artikel 34
genannten Person zurückzuführen ist.

3. Ist der Absender nach diesem Artikel von der Haftung
teilweise befreit, so haftet er nur für den Teil des Verlusts
oder Schadens, der auf sein Verschulden oder das Verschul-
den einer in Artikel 34 genannten Person zurückzuführen ist.

Artikel 31
Informationen für die Zusammenstellung der Angaben zum 
Vertrag

1. Der Absender ist verpflichtet, dem Beförderer rechtzeitig
sachlich richtige Informationen zu erteilen, die für die Zu-
sammenstellung der Angaben zum Vertrag und die Ausstel-
lung der Beförderungsdokumente oder elektronischen Beför-
derungsdokumente erforderlich sind, einschließlich der An-
gaben nach Artikel 36 Absatz 1, des Namens der in den An-
gaben zum Vertrag als Absender zu benennenden Partei, ge-
gebenenfalls des Namens des Empfängers und gegebenen-
falls des Namens der Person, an deren Order das Beförde-
rungsdokument oder das elektronische Beförderungsdoku-
ment ausgestellt werden soll.

2. Der Absender wird so angesehen, als habe er zugesichert,
dass die nach Absatz 1 erteilten Informationen im Zeitpunkt
ihres Eingangs beim Beförderer sachlich richtig sind. Der Ab-
sender hat den Beförderer für Verluste oder Schäden zu ent-
schädigen, die auf die sachliche Unrichtigkeit dieser Informa-
tionen zurückzuführen sind.

Artikel 32
Besondere Vorschriften über gefährliche Güter

Wenn Güter ihrer Art oder Beschaffenheit nach eine Ge-
fahr für Personen, Sachen oder die Umwelt sind oder nach
vernünftigem Ermessen zu einer solchen Gefahr werden kön-
nen, so 

a
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Artikel 36
Angaben zum Vertrag

1. Die Angaben zum Vertrag in dem in Artikel 35 bezeich-
neten Beförderungsdokument oder elektronischen Beförde-
rungsdokument müssen die folgenden vom Absender bereit-
gestellten Informationen enthalten:

a) eine für die Beförderung geeignete Beschreibung
der Güter;

b) die Merkzeichen, die für die Unterscheidung der Gü-
ter erforderlich sind; 

c) die Anzahl der Packungen oder Stücke oder die
Menge der Güter und

d) das Gewicht der Güter, sofern es vom Absender an-
gegeben wird.

2. Die Angaben zum Vertrag in dem in Artikel 35 bezeich-
neten Beförderungsdokument oder elektronischen Beförde-
rungsdokument müssen außerdem Folgendes enthalten:

a) einen Vermerk über den erkennbaren Zustand der
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3. Ist in den Angaben zum Vertrag eine Aussage über den er-
kennbaren Zustand der Güter in dem Zeitpunkt, in dem der
Beförderer oder eine ausführende Partei sie übernimmt, nicht
enthalten, so werden die Angaben zum Vertrag angesehen, als
enthielten sie die Aussage, dass die Güter in dem Zeitpunkt,
in dem der Beförderer oder eine ausführende Partei sie über-
nimmt, in erkennbar gutem Zustand waren.

Artikel 40
Vorbehalte zu den Informationen über die Güter in den 
Angaben zum Vertrag

1. Der Beförderer muss zu den in Artikel 36 Absatz 1 ge-
nannten Informationen Vorbehalte machen, um deutlich zu
machen, dass der Beförderer keine Verantwortung für die
sachliche Richtigkeit der vom Absender angegebenen Infor-
mationen übernimmt, 

a) wenn dem Beförderer tatsächlich bekannt ist, dass
eine wesentliche Angabe in dem Beförderungsdokument oder
dem elektronischen Beförderungsdokument falsch oder irre-
führend ist, oder

b) wenn der Beförderer hinreichende Gründe für die
Annahme hat, dass eine wesentliche Angabe in dem Beförde-
rungsdokument oder dem elektronischen Beförderungsdoku-
ment falsch oder irreführend ist.

2. Unbeschadet des Absatzes 1 kann der Beförderer zu den
in Artikel 36 Absatz 1 genannten Informationen unter den
Umständen und in der Weise Vorbehalte machen, wie in den
Absätzen 3 und 4 vorgesehen, um deutlich zu machen, dass
der Beförderer keine Verantwortung für die sachliche Rich-
tigkeit der vom Absender angegebenen Informationen über-
nimmt.

3. Werden die Güter dem Beförderer oder einer ausführen-
den Partei nicht in einem geschlossenen Container oder Fahr-
zeug zur Beförderung übergeben oder werden sie in einem
geschlossenen Container oder Fahrzeug übergeben und vom
Beförderer oder einer ausführenden Partei tatsächlich besich-
tigt, so kann der Beförderer zu den in Artikel 36 Absatz 1 ge-
nannten Informationen Vorbehalte machen, 

a) wenn der Beförderer keine praktisch durchführbaren
oder wirtschaftlich vernünftigen Mittel zur Überprüfung der
vom Absender angegebenen Informationen hatte; er kann in
diesem Fall darauf hinweisen, welche Informationen er nicht
überprüfen konnte; oder

b) wenn der Beförderer hinreichende Gründe für die
Annahme hat, dass die vom Absender angegebenen Informa-
tionen sachlich unrichtig sind; er kann in diesem Fall die In-
formationen hinzufügen, von denen er aus begründetem An-
lass annimmt, dass sie sachlich richtig sind.

4. Werden die Güter dem Beförderer oder einer ausführen-
den Partei in einem geschlossenen Container oder Fahrzeug
zur Beförderung übergeben, so kann der Beförderer 

a) zu den in Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe a, b oder c
genannten Informationen einen Vorbehalt machen,

i) wenn die Güter im Inneren des Containers oder Fahr-
zeugs weder vom Beförderer noch von einer ausführenden
Partei tatsächlich besichtigt worden sind, und

ii) wenn weder der Beförderer noch eine ausführende
Partei ansonsten tatsächliche Kenntnis vom Inhalt des
Containers oder Fahrzeugs hat, bevor das Beförderungs-
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Artikel 42
„Fracht vorausbezahlt“

Enthalten die Angaben zum Vertrag den Vermerk „Fracht
vorausbezahlt“ oder einen gleichartigen Vermerk, so kann der
Beförderer gegenüber dem Inhaber oder dem Empfänger
nicht behaupten, dass die Fracht nicht bezahlt worden ist.
Dieser Artikel findet keine Anwendung, wenn der Inhaber
oder der Empfänger auch der Absender ist.

Kapitel 9
Ablieferung der Güter

Artikel 43
Annahmepflicht

Sind die Güter an ihrem Bestimmungsort eingetroffen, hat
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sender mitteilen und Weisungen für die Ablieferung der Gü-
ter anfordern;

c) der Beförderer, der die Güter auf Weisung des Ab-
senders oder des dokumentären Absenders nach Buchstabe b
abliefert, ist von seiner Pflicht, die Güter nach dem Frachtver-
trag abzuliefern, befreit, gleichviel ob ihm das nicht übertrag-
bare Beförderungsdokument zurückgegeben worden ist.

Artikel 47
Ablieferung bei Ausstellung eines übertragbaren 
Beförderungsdokuments oder eines übertragbaren 
elektronischen Beförderungsdokuments

1. Ist ein übertragbares Beförderungsdokument oder ein
übertragbares elektronisches Beförderungsdokument ausge-
stellt worden, gilt Folgendes:

a) Der Inhaber des übertragbaren Beförderungsdoku-
ments oder des übertragbaren elektronischen Beförderungs-
dokuments ist nach Ankunft der Güter am Bestimmungsort
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b) die verfügungsberechtigte Partei, der Inhaber, der
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b) die verfügungsberechtigte Partei muss zur Aus-
übung ihres Verfügungsrechts das Dokument vorlegen und
sich ordnungsgemäß legitimieren. Wurden mehrere Originale
des Dokuments ausgestellt, so müssen alle Originale vorge-
legt werden; andernfalls kann das Verfügungsrecht nicht aus-
geübt werden.

3. Wird ein übertragbares Beförderungsdokument ausge-
stellt, gilt Folgendes:

a) Der Inhaber oder, falls mehrere Originale des über-
tragbaren Beförderungsdokuments ausgestellt werden, der In-
haber aller Originale ist die verfügungsberechtigte Partei;

b) der Inhaber kann das Verfügungsrecht übertragen,
indem er das übertragbare Beförderungsdokument nach Arti-
kel 57 an eine andere Person überträgt. Wurden mehrere Ori-
ginale dieses Dokuments ausgestellt, so müssen alle Originale
an diese Person übertragen werden, um eine Übertragung des
Verfügungsrechts zu bewirken; und 

c) der Inhaber muss zur Ausübung des Verfügungs-
rechts dem Beförderer das übertragbare Beförderungsdoku-
ment vorlegen und sich, sofern der Inhaber eine der in Arti-
kel 1 Nummer 10 Buchstabe a Ziffer i genannten Personen
ist, ordnungsgemäß legitimieren. Wurden mehrere Originale
des Dokuments ausgestellt, so müssen alle Originale vorge-
legt werden; andernfalls kann das Verfügungsrecht nicht aus-
geübt werden.

4. Wird ein übertragbares elektronisches Beförderungsdoku-
ment ausgestellt, gilt Folgendes:

a) Der Inhaber ist die verfügungsberechtigte Partei;

b) der Inhaber kann das Verfügungsrecht an eine ande-
re Person übertragen, indem er das übertragbare elektronische
Beförderungsdokument nach den in Artikel 9 Absatz 1 ge-
nannten Verfahren überträgt, und

c) der Inhaber muss, um das Verfügungsrecht auszu-
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2. Kann der Beförderer trotz angemessener Bemühungen die
verfügungsberechtigte Partei nicht ausfindig machen oder
kann die verfügungsberechtigte Partei dem Beförderer keine
ausreichenden Informationen, Weisungen oder Unterlagen
bereitstellen, so hat sie der Absender bereitzustellen. Kann
der Beförderer trotz angemessener Bemühung den Absender
nicht ausfindig machen, so hat der dokumentäre Absender
diese Informationen, Weisungen oder Unterlagen bereitzu-
stellen.

Artikel 56
Abweichung durch Vereinbarung

Die Parteien des Frachtvertrags können die Wirkung von Ar-
tikel 50 Absatz 1 Buchstaben b und c, Artikel 50 Absatz 2 und
Artikel 52 abändern. Die Parteien können ferner die Über-
tragbarkeit des Verfügungsrechts nach Artikel 51 Absatz 1
Buchstabe b einschränken oder ausschließen.

Kapitel 11
Übertragung von Rechten

Artikel 57
Bei Ausstellung eines übertragbaren Beförderungsdokuments 
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mögensschäden wegen Verspätung auf einen Betrag be-
schränkt, der dem Zweieinhalbfachen der für die verspäteten
Güter zu zahlenden Fracht entspricht. Der nach diesem Arti-
kel und nach Artikel 59 Absatz 1 zu zahlende Gesamtbetrag
darf den nach Artikel 59 Absatz 1 für den vollständigen Ver-
lust der betreffenden Güter festzusetzenden Höchstbetrag
nicht übersteigen.

Artikel 61
Verlust des Rechts auf Haftungsbeschränkung

1. Der Beförderer und die in Artikel 18 genannten Personen
können sich nicht auf die in Artikel 59 oder im Frachtvertrag
vorgesehene Haftungsbeschränkuna
.0008rstFrachten, wen( B)-7(eht)de-
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Artikel 67
Gerichtsstandsvereinbarungen

1. Ein nach Artikel 66 Buchstabe b gewähltes Gericht ist nur
dann für Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien aus-
schließlich zuständig, wenn die Parteien dies vereinbaren und
die Gerichtsstandsvereinbarung

a) in einem Mengenvertrag enthalten ist, in dem Na-
men und Anschriften der Parteien klar bezeichnet sind und
der entweder i) individuell ausgehandelt ist oder ii) einen
deutlich erkennbaren Vermerk über das Vorliegen einer aus-
schließlichen Gerichtsstandsvereinbarung enthält und die Ab-
schnitte des Mengenvertrags bezeichnet, in denen diese Ver-
einbarung enthalten ist, und 

b) die Gerichte eines Vertragsstaats oder ein oder meh-
rere bestimmte Gerichte eines Vertragsstaats klar bezeichnet. 

2. Eine Person, die nicht Partei des Mengenvertrags ist, ist
durch eine nach Absatz 1 geschlossene ausschließliche Ge-
richtsstandsvereinbarung nur gebunden, wenn

a) das Gericht sich an einem der in Artikel 66 Buchsta-
be a bezeichneten Orte befindet,

b) diese Vereinbarung in dem Beförderungsdokument
oder elektronischen Beförderungsdokument enthalten ist,

c) diese Person rechtzeitig und angemessen darüber
unterrichtet wird, bei welchem Gericht die Klage anhängig zu
machen ist und dass dieses Gericht ausschließlich zuständig
ist, und

d) nach dem Recht des angerufenen Gerichts anerkannt
ist, dass diese Person durch die ausschließliche Gerichts-
standsvereinbarung gebunden sein kann.

Artikel 68
Klagen gegen die maritime ausführende Partei

Der Kläger ist berechtigt, gegen die maritime ausführende
Partei ein Gerichtsverfahren nach diesem Übereinkommen
bei einem zuständigen Gericht anhängig zu machen, in dessen
Zuständigkeitsbereich sich einer der folgenden Orte befindet:

a) der Sitz der maritimen ausführenden Partei oder

b) der Hafen, in dem die maritime ausführende Partei
die Güter übernimmt, der Hafen, in dem die Güter von der
maritimen ausführenden Partei abgeliefert werden, oder der
Hafen, in dem die maritime ausführende Partei ihre Tätigkei-
ten in Bezug auf die Güter ausübt.

Artikel 69
Keine weitere Grundlage für eine Zuständigkeit

Vorbehaltlich der Artikel 71 und 72 können Gerichtsver-
fahren nach diesem Übereinkommen gegen den Beförderer
oder eine maritime ausführende Partei nicht bei einem nicht
nach Artikel 66 oder 68 bezeichneten Gericht anhängig ge-
macht werden.

Artikel 70
Arrest und vorläufige Maßnahmen oder Schutzmaßnahmen

Dieses Übereinkommen berührt nicht die Zuständigkeit in
Bezug auf vorläufige Maßnahmen oder Schutzmaßnahmen
einschließlich Arrest. Ein Gericht in einem Staat, in dem eine
vorläufige Maßnahme oder eine Schutzmaßnahme getroffen
wurde, ist nur dann zur Entscheidung über die Sache selbst
zuständig, wenn

a) die Anforderungen nach diesem Kapitel erfüllt sind
oder

b) dies eine in diesem Staat geltende internationale
Übereinkunft vorsieht.

Artikel 71
Zusammenfassung und Verweisung von Klagen

1. Soweit nicht eine ausschließliche Gerichtsstandsvereinba-
rung vorliegt, die nach Artikel 67 oder 72 bindend ist, kann,
falls wegen ein und desselben Ereignisses sowohl gegen den
Beförderer als auch gegen die maritime ausführende Partei ei-
ne einzige Klage anhängig gemacht wird, diese Klage nur bei
einem Gericht anhängig gemacht werden, das sowohl in Arti-
kel 66 als auch in Artikel 68 vorgesehen ist. Gibt es ein sol-
ches Gericht nicht, so kann diese Klage gegebenenfalls bei ei-
nem nach Artikel 68 Buchstabe b bezeichneten Gericht an-
hängig gemacht werden.

2. Soweit nicht eine ausschließliche Gerichtsstandsvereinba-
rung vorliegt, die nach Artikel 67 oder 72 bindend ist, hat ein
Beförderer oder eine maritime ausführende Partei, die eine
Klage auf Feststellung der Nichthaftung oder eine sonstige
Klage anhängig macht, mit der einer Person das Recht ge-
nommen würde, ein zuständiges Gericht nach Artikel 66 oder
68 zu wählen, auf Antrag des Beklagten diese Klage zurück-
zunehmen, sobald der Beklagte ein nach Artikel 66 bezie-
hungsweise 68 bezeichnetes Gericht gewählt hat, bei dem die
Klage erneut erhoben werden kann. 

Artikel 72
Nach Entstehung einer Streitigkeit getroffene Vereinbarung 
und Zuständigkeit, wenn der Beklagte sich auf das Verfahren 
eingelassen hat

1. Die streitenden Parteien können nach Entstehung der
Streitigkeit jedes Gericht als zur Beilegung des Streites zu-
ständiges Gericht vereinbaren.

2. Ein zuständiges Gericht, bei dem ein Beklagter sich auf
ein Verfahren einlässt, ohne dessen Zuständigkeit nach für
dieses Gericht geltenden Vorschriften zu bestreiten, ist zu-
ständig.

Artikel 73
Anerkennung und Vollstreckung

1. Eine Entscheidung eines Gerichts in einem Vertragsstaat,
das nach diesem Übereinkommen zuständig ist, ist in einem
anderen Vertragsstaat nach Maßgabe seiner Rechtsvorschrif-
ten anzuerkennen und zu vollstrecken, wenn beide Staaten ei-
ne Erklärung nach Artikel 74 abgegeben haben. 

2. Ein Gericht kann die Anerkennung und Vollstreckung
versagen, wenn die nach seinem Recht vorgesehenen Gründe
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für die Versagung der Anerkennung und Vollstreckung vor-
liegen.

3. Dieses Kapitel berührt nicht die Anwendung der Vor-
schriften einer Organisation der regionalen Wirtschaftsinte-
gration, die Vertragspartei dieses Übereinkommens ist, über
die Anerkennung oder Vollstreckung von Entscheidungen
zwischen Mitgliedstaaten der Organisation der regionalen
Wirtschaftsintegration, unabhängig davon, ob diese vor oder
nach diesem Übereinkommen angenommen worden sind.

Artikel 74
Anwendung von Kapitel 14

Dieses Kapitel bindet nur Vertragsstaaten, die nach Arti-
kel 91 erklären, dass sie durch dieses Kapitel gebunden sind.

Kapitel 15
Schiedsgerichtsbarkeit

Artikel 75
Schiedsvereinbarungen

1. Vorbehaltlich dieses Kapitels können Parteien vereinba-
ren, dass jede Streitigkeit, die in Bezug auf die Beförderung
von Gütern nach diesem Übereinkommen entsteht, einem
Schiedsverfahren unterworfen wird.

2. Das Schiedsverfahren findet nach Wahl der Person, die ei-
nen Anspruch gegen den Beförderer geltend macht, an einem
der folgenden Orte statt: 

a) einem in der Schiedsvereinbarung zu diesem Zweck
bezeichneten Ort oder

b) einem anderen Ort in einem Staat, in dem sich einer
der folgenden Orte befindet:

i) der Sitz des Beförderers, 

ii) der im Frachtvertrag vereinbarte Übernahmeort,

iii) der im Frachtvertrag vereinbarte Ablieferungsort
oder

iv) der Hafen, in dem die Güter erstmals auf ein Schiff
geladen werden, oder der Hafen, in dem die Güter zuletzt
von einem Schiff gelöscht werden.

3. Die Bezeichnung des Schiedsorts in der Vereinbarung ist
für Streitigkeiten zwischen den Parteien der Vereinbarung
bindend, wenn die Vereinbarung in einem Mengenvertrag
enthalten ist, in dem die Namen und Anschriften der Parteien
klar bezeichnet sind und der entweder

a) individuell ausgehandelt ist oder 

b) einen deutlich erkennbaren Vermerk über das Vor-
liegen einer Schiedsvereinbarung enthält und die Abschnitte
des Mengenvertrags bezeichnet, in denen die Schiedsverein-
barung enthalten ist.

4. Ist eine Schiedsvereinbarung nach Absatz 3 geschlossen
worden, so ist eine Person, die nicht Partei des Mengenver-
trags ist, durch die Bezeichnung des Schiedsorts in dieser
Vereinbarung nur dann gebunden, wenn 

a) der in der Vereinbarung bezeichnete Schiedsort sich
an einem der in Absatz 2 Buchstabe b genannten Orte befin-
det,

b) die Vereinbarung in dem Beförderungsdokument
oder elektronischen Beförderungsdokument enthalten ist,

c) die Person, die gebunden sein soll, angemessen und
rechtzeitig über den Schiedsort unterrichtet wird und

d) es nach dem anwendbaren Recht zulässig ist, dass
diese Person durch die Schiedsvereinbarung gebunden ist.

5. Die Absätze 1, 2, 3 und 4 sind als Bestandteil jeder
Schiedsklausel oder Schiedsvereinbarung anzusehen; jede
mit diesen Absätzen nicht vereinbare Bestimmung einer sol-
chen Klausel oder Vereinbarung ist nichtig.

Artikel 76
Schiedsvereinbarung in der Nicht-Linienbeförderung

1. Dieses Übereinkommen berührt nicht die Vollstreckbar-
keit einer in einem Frachtvertrag in der Nicht-Linienbeförde-
rung enthaltenen Schiedsvereinbarung, auf den dieses Über-
einkommen 

a) aufgrund von Artikel 7 oder

b) weil die Parteien dieses Übereinkommen von sich
aus zum Bestandteil eines Frachtvertrags gemacht haben, der
andernfalls diesem Übereinkommen nicht unterliegen würde,

anzuwenden ist.

2. Eine Schiedsvereinbarung in einem Beförderungsdoku-
ment oder elektronischen Beförderungsdokument, auf das
dieses Übereinkommen aufgrund von Artikel 7 anwendbar
ist, unterliegt diesem Kapitel ungeachtet des Absatzes 1, es
sei denn, dieses Beförderungsdokument oder elektronische
Beförderungsdokument

a) benennt die Parteien und das Datum des Charterver-
trags oder anderen Vertrags, der aufgrund von Artikel 6 von
der Anwendung dieses Übereinkommens ausgeschlossen ist,
und

b) bezieht die Klausel in dem Chartervertrag oder ei-
nem anderen Vertrag, der die Bestimmungen der Schiedsver-
einbarung enthält, durch besondere Bezugnahme ein.

Artikel 77
Nach Entstehung einer Streitigkeit getroffene Schieds-
vereinbarung

Die streitenden Parteien können ungeachtet dieses Kapi-
tels und des Kapitels 14 nach Entstehung der Streitigkeit ver-
einbaren, diese an jedem beliebigen Ort beizulegen.

Artikel 78
Anwendung von Kapitel 15

Dieses Kapitel bindet nur Vertragsstaaten, die nach Arti-
kel 91 erklären, dass sie durch dieses Kapitel gebunden sind.
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Kapitel 16
Gültigkeit von Vertragsbestimmungen

Artikel 79
Allgemeine Bestimmungen

1. Soweit in diesem Übereinkommen nicht etwas anderes
bestimmt ist, ist jede Bestimmung in einem Frachtvertrag
nichtig, soweit sie

a) die nach diesem Übereinkommen bestehenden
Pflichten des Beförderers oder einer maritimen ausführenden
Partei unmittelbar oder mittelbar ausschließt oder beschränkt; 

b) die Haftung des Beförderers oder einer maritimen
ausführenden Partei wegen Verletzung einer Pflicht nach die-
sem Übereinkommen unmittelbar oder mittelbar ausschließt
oder beschränkt oder 

c) vorsieht, dass dem Beförderer oder einer in Arti-
kel 18 genannten Person ein Anspruch aus der Versicherung
der Güter abgetreten wird.

2. Soweit in diesem Übereinkommen nicht etwas anderes
bestimmt ist, ist jede Bestimmung in einem Frachtvertrag
nichtig, soweit sie

a) die nach diesem Übereinkommen bestehenden
Pflichten des Absenders, des Empfängers, der verfügungsbe-
rechtigten Partei, des Inhabers oder des dokumentären Absen-
ders unmittelbar oder mittelbar ausschließt, beschränkt oder
erweitert oder

b) die Haftung des Absenders, des Empfängers, der
verfügungsberechtigten Partei, des Inhabers oder des doku-
mentären Absenders wegen Verletzung einer seiner Pflichten
nach diesem Übereinkommen unmittelbar oder mittelbar aus-
schließt, beschränkt oder verschärft.

Artikel 80
Besondere Vorschriften für Mengenverträge

1. Ungeachtet des Artikels 79 können im Verhältnis zwi-
schen dem Beförderer und dem Absender in einem in den An-
wendungsbereich dieses Übereinkommens fallenden Men-
genvertrag mehr oder weniger Rechte und Pflichten sowie ei-
ne weitergehende oder geringere Haftung bestimmt werden,
als in diesem Übereinkommen vorgesehen ist. 

2. Eine Abweichung nach Absatz 1 ist nur bindend, wenn

a) der Mengenvertrag einen deutlich erkennbaren Ver-
merk enthält, dass er von diesem Übereinkommen abweicht;

b) der Mengenvertrag i) individuell ausgehandelt ist
oder ii) deutlich erkennbar die Abschnitte des Mengenver-
trags bezeichnet, in denen die Abweichungen enthalten sind; 

c
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für die Beförderung der Güter kein übertragbares Beförde-
rungsdokument oder übertragbares elektronisches Beförde-
rungsdokument ausgestellt.

Kapitel 17
Nicht in diesem Übereinkommen geregelte Gegenstände

Artikel 82
Internationale Übereinkommen über die Beförderung von 
Gütern mit anderen Verkehrsmitteln 

Dieses Übereinkommen berührt nicht die Anwendung der
folgenden internationalen Übereinkommen, die in dem Zeit-
punkt in Kraft sind, in dem dieses Übereinkommen in Kraft
tritt, einschließlich künftiger Änderungen dieser Überein-
kommen, und in denen die Haftung des Beförderers für Ver-
lust oder Beschädigung der Güter geregelt ist:

a) jedes Übereinkommen über die Beförderung von
Gütern auf dem Luftweg, soweit ein solches Übereinkommen
nach seinen Bestimmungen auf einen Teil des Frachtvertrags
anzuwenden ist;

b) jedes Übereinkommen über die Beförderung von
Gütern auf der Straße, soweit ein solches Übereinkommen
nach seinen Bestimmungen auf die Beförderung von Gütern
anzuwenden ist, die auf einem an Bord eines Schiffs beförder-
ten straßengebundenen Frachtfahrzeug geladen bleiben;

c) jedes Übereinkommen über die Beförderung von
Gütern auf der Schiene, soweit ein solches Übereinkommen
nach seinen Bestimmungen auf die Beförderung von Gütern
auf See in Ergänzung zur Beförderung auf der Schiene anzu-
wenden ist, oder

d) jedes Übereinkommen über die Beförderung von
Gütern auf Binnenwasserstraßen, soweit ein solches Überein-
kommen nach seinen Bestimmungen auf eine Beförderung
von Gütern ohne Umladung sowohl auf Binnenwasserstraßen
als auch auf See anzuwenden ist.

Artikel 83
Globale Haftungsbeschränkung

Dieses Übereinkommen berührt nicht die Anwendung ei-
nes internationalen Übereinkommens oder nationalen Rechts,
das die globale Beschränkung der Haftung der Schiffseigen-
tümer regelt.

Artikel 84
Große Haverei

Dieses Übereinkommen berührt nicht die Anwendung
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Artikel 89
Kündigung anderer Übereinkünfte

1. Ein Staat, der dieses Übereinkommen ratifiziert, annimmt
oder genehmigt oder ihm beitritt und Vertragspartei des in
Brüssel am 25. August 1924 unterzeichneten Internationalen
Abkommens zur Vereinheitlichung von Regeln über Konnos-
semente, des am 23. Februar 1968 unterzeichneten Protokolls
zur Änderung des in Brüssel am 25. August 1924 unterzeich-
neten Internationalen Abkommens zur Vereinheitlichung von
Regeln über Konnossemente oder des in Brüssel am 21. De-
zember 1979 unterzeichneten Protokolls zur Änderung des
Internationalen Abkommens zur Vereinheitlichung von Re-
geln über Konnossemente in der durch das Änderungsproto-
koll vom 23. Februar 1968 geänderten Fassung ist, muss zu
demselben Zeitpunkt das betreffende Abkommen und das
Protokoll oder die Protokolle dazu, deren Vertragspartei er
ist, kündigen, indem er der Regierung von Belgien die Kündi-
gung zusammen mit einer Erklärung notifiziert, dass die Kün-
digung mit dem Tag wirksam wird, an dem dieses Überein-
kommen für ihn in Kraft tritt. 

2. Ein Staat, der dieses Übereinkommen ratifiziert, annimmt
oder genehmigt oder ihm beitritt und Vertragspartei des am
31. März 1978 in Hamburg geschlossenen Übereinkommens
der Vereinten Nationen über die Beförderung von Gütern auf
See ist, muss zu demselben Zeitpunkt das letztgenannte Über-
einkommen kündigen, indem er dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen die Kündigung zusammen mit einer Er-
klärung notifiziert, dass die Kündigung mit dem Tag wirksam
wird, an dem dieses Übereinkommen für ihn in Kraft tritt.

3. Für die Zwecke dieses Artikels werden dem Verwahrer
nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens notifizierte Ratifi-
kationen, Annahmen, Genehmigungen und Beitritte bezüg-
lich dieses Übereinkommens durch Staaten, die Parteien der
in den Absätzen 1 und 2 genannten Übereinkünfte sind, erst
wirksam, wenn die gegebenenfalls erforderlichen Kündigun-
gen dieser Übereinkünfte durch diese Staaten wirksam ge-
worden sind. Der Verwahrer dieses Übereinkommens setzt
sich mit der Regierung von Belgien als Verwahrer der in Ab-
satz 1 genannten Übereinkünfte in Verbindung, um die hier-
für notwendige Koordinierung sicherzustellen.

Artikel 90
Vorbehalte

Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zuläs-
sig.

Artikel 91
Verfahrensweise bei Erklärungen und deren Wirkungen

1. Die nach den Artikeln 74 und 78 zulässigen Erklärungen
können jederzeit abgegeben werden. Die nach Artikel 92 Ab-
satz 1 und Artikel 93 Absatz 2 zulässigen Ersterklärungen
sind bei der Unterzeichnung, der Ratifikation, der Annahme,
der Genehmigung oder dem Beitritt abzugeben. Andere Er-
klärungen zu diesem Übereinkommen sind nicht zulässig.

2. Erklärungen, die bei der Unterzeichnung abgegeben wer-
den, bedürfen der Bestätigung bei der Ratifikation, Annahme
oder Genehmigung.

3. Erklärungen und deren Bestätigungen bedürfen der
Schriftform und sind dem Verwahrer förmlich zu notifizieren. 

4. Eine Erklärung wird mit Inkrafttreten dieses Übereinkom-
mens für den betreffenden Staat wirksam. Eine Erklärung, die
dem Verwahrer nach diesem Inkrafttreten notifiziert wird,
tritt hingegen am ersten Tag des Monats in Kraft, der auf ei-
nen Zeitabschnitt von sechs Monaten nach ihrem Eingang
beim Verwahrer folgt. 

5. Ein Staat, der eine Erklärung nach diesem Übereinkom-
men abgibt, kann sie jederzeit durch eine an den Verwahrer
gerichtete förmliche schriftliche Notifikation zurücknehmen.
Die Rücknahme einer Erklärung oder ihre Änderung, soweit
sie nach diesem Übereinkommen zulässig ist, wird am ersten
Tag des Monats wirksam, der auf einen Zeitabschnitt von
sechs Monaten nach Eingang der Notifikation beim Verwah-
rer folgt.

Artikel 92
Wirkung in inländischen Gebietseinheiten

1. Ein Vertragsstaat, der aus zwei oder mehr Gebietseinhei-
ten besteht, in denen für die in diesem Übereinkommen gere-
gelten Angelegenheiten unterschiedliche Rechtssysteme gel-
ten, kann bei der Unterzeichnung, der Ratifikation, der An-
nahme, der Genehmigung oder dem Beitritt erklären, dass
dieses Übereinkommen auf alle seine Gebietseinheiten oder
nur auf eine oder mehrere davon erstreckt wird; er kann seine
Erklärung durch Abgabe einer neuen Erklärung jederzeit än-
dern.

2. Diese Erklärungen sind dem Verwahrer unter ausdrückli-
cher Bezeichnung der Gebietseinheiten zu notifizieren, auf
die das Übereinkommen erstreckt wird. 

3. Hat ein Vertragsstaat nach diesem Artikel erklärt, dass er
dieses Übereinkommen auf eine oder mehrere, aber nicht auf
alle seine Gebietseinheiten erstreckt, so wird ein Ort, der sich
in einer Gebietseinheit befindet, auf die dieses Übereinkom-
men nicht erstreckt worden ist, für die Zwecke dieses Über-
einkommens nicht angesehen, als befinde er sich in einem
Vertragsstaat.

4. Gibt ein Vertragsstaat keine Erklärung nach Absatz 1 ab,
so erstreckt sich das Übereinkommen auf sein gesamtes Ho-
heitsgebiet.

Artikel 93
Teilnahme von Organisationen der regionalen
Wirtschaftsintegration

1. Eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration,
die von souveränen Staaten gebildet wird und für bestimmte
in diesem Übereinkommen geregelte Angelegenheiten zu-
ständig ist, kann dieses Übereinkommen ebenso unterzeich-
nen, ratifizieren, annehmen, genehmigen oder ihm beitreten.
Die Organisation der regionalen Wirtschaftsorganisation hat
in diesem Fall die Rechte und Pflichten eines Vertragsstaats
in dem Umfang, in dem sie für Angelegenheiten zuständig ist,
die in diesem Übereinkommen geregelt sind. Sofern in die-
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gration nicht als weiterer Vertragsstaat zusätzlich zu ihren
Mitgliedstaaten, die Vertragsstaaten sind.

2. Die Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration
gibt bei der Unterzeichnung, der Ratifikation, der Annahme,
der Genehmigung oder dem Beitritt gegenüber dem Verwah-
rer eine Erklärung ab, in der sie die durch dieses Übereinkom-
men geregelten Angelegenheiten bezeichnet, für die ihr von
ihren Mitgliedstaaten die Zuständigkeit übertragen wurde.
Die Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration noti-
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ihre Praxis für die erfolgreiche Arbeit der Völkerrechtskom-
mission sind, 

anerkennend, wie wichtig die Arbeit der Sonderberichter-
statter der Völkerrechtskommission ist,

unter Hinweis auf die Rolle der Mitgliedstaaten bei der
Einreichung von Vorschlägen zur Prüfung durch die Völker-
rechtskommission, 

die Abhaltung des Völkerrechtsseminars begrüßend und
mit Dank Kenntnis nehmend von den freiwilligen Beiträgen,
die an den Treuhandfonds der Vereinten Nationen für das
Völkerrechtsseminar entrichtet wurden,

in der Erkenntnis, wie wichtig es ist, das Yearbook of the
International Law Commission (Jahrbuch der Völkerrechts-
kommission) zeitnah zu veröffentlichen und den bestehenden
Rückstand aufzuholen,

betonend, dass es nützlich ist, die Aussprache über den
Bericht der Völkerrechtskommission im Sechsten Ausschuss
so auszurichten und zu gliedern, dass die Voraussetzungen
für eine konzentrierte Beschäftigung mit jedem der in dem
Bericht behandelten Hauptpunkte und für Erörterungen kon-
kreter Themen gegeben sind,

in dem Wunsche, im Kontext der Neubelebung der Aus-
sprache über den Bericht der Völkerrechtskommission das
Zusammenwirken zwischen dem Sechsten Ausschuss als Or-
gan von Regierungsvertretern und der Kommission als Organ
unabhängiger Rechtssachverständiger weiter zu verstärken,
mit dem Ziel, den Dialog zwischen den beiden Organen zu
verbessern,

unter Begrüßung von Initiativen, die darauf gerichtet sind,
im Sechsten Ausschuss interaktive Aussprachen, Podiums-
diskussionen und Fragestunden abzuhalten, wie in ihrer Reso-
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formeller Konsultationen in Form von Gesprächen zwischen
den Mitgliedern des Sechsten Ausschusses und den Mitglie-
dern der Kommission, die an der vierundsechzigsten Tagung
der Versammlung teilnehmen;

12. legt den Delegationen nahe, sich während der Aus-
sprache über den Bericht der Völkerrechtskommission so
weit wie möglich an das vom Sechsten Ausschuss vereinbarte
gegliederte Arbeitsprogramm zu halten und die Abgabe knap-
per und an der Sache orientierter Erklärungen zu erwägen;

13. legt den Mitgliedstaaten nahe, zu erwägen, sich
während der ersten Woche, in der der Bericht der Völker-
rechtskommission im Sechsten Ausschuss erörtert wird (Wo-
che des Völkerrechts), auf der Ebene der Rechtsberater ver-
treten zu lassen, um Erörterungen von Völkerrechtsfragen auf
hoher Ebene zu ermöglichen;

14. ersucht die Völkerrechtskommission, auch weiter-
hin besonders darauf zu achten, in ihrem Jahresbericht bei je-
dem Thema alle konkreten Fragen aufzuzeigen, hinsichtlich
deren es für sie von besonderem Interesse wäre, als wirksame
Orientierungshilfe für ihre weitere Arbeit entweder im Sechs-
ten Ausschuss oder in schriftlicher Form die Auffassungen
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unter Hinweis auf die Resolution 1803 (XVII) der Gene-
ralversammlung vom 14. Dezember 1962 über die ständige
Souveränität über natürliche Ressourcen,

unter erneutem Hinweis auf die Grundsätze und Empfeh-
lungen, die von der 1992 abgehaltenen Konferenz der Verein-
ten Nationen über Umwelt und Entwicklung in der Rio-Erklä-
rung über Umwelt und Entwicklung53 und in der Agenda 2154

verabschiedet wurden,

unter Berücksichtigung der wachsenden Nachfrage nach
Süßwasser und der Notwendigkeit, die Grundwasserressour-
cen zu schützen,

in Anbetracht der besonderen Probleme, die sich aus der
Verschmutzungsempfindlichkeit der Grundwasserleiter erge-
ben,

überzeugt von der Notwendigkeit, die Entwicklung, die
Nutzung, die Erhaltung, die Bewirtschaftung und den Schutz
der Grundwasserressourcen im Rahmen der Förderung der
optimalen und nachhaltigen Entwicklung der Wasserressour-
cen für heutige und künftige Generationen sicherzustellen,

in Bekräftigung der Bedeutung internationaler Zusam-
menarbeit und gutnachbarlicher Beziehungen auf diesem Ge-
biet,

unter Betonung der Notwendigkeit, die besondere Situa-
tion von Entwicklungsländern zu berücksichtigen,

in Anerkennung der Notwendigkeit, die internationale Zu-
sammenarbeit zu fördern,

…

Erster Teil
Einleitung

Artikel 1
Geltungsbereich

Diese Artikel finden Anwendung auf

a) die Nutzung grenzüberschreitender Grundwasserlei-
ter oder Grundwasserleitersysteme,

b) andere Tätigkeiten, die sich auf solche Grundwas-
serleiter oder Grundwasserleitersysteme auswirken oder
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b) sie sind bestrebt, die langfristigen Vorteile aus der
Nutzung des darin enthaltenen Wassers zu optimieren;

c) sie erstellen einzeln oder gemeinsam einen umfas-
senden Nutzungsplan, wobei sie den gegenwärtigen und
künftigen Bedarf der Grundwasserleiterstaaten und alternati-
ve Wasserquellen für diese Staaten berücksichtigen, und

d) sie nutzen sich erneuernde grenzüberschreitende
Grundwasserleiter oder Grundwasserleitersysteme nicht in
einem Ausmaß, das ihre fortgesetzte Funktionsfähigkeit ver-
hindern würde.

Artikel 5
Für eine ausgewogene und angemessene Nutzung 
maßgebliche Faktoren

1. Die Nutzung eines grenzüberschreitenden Grundwasser-
leiters oder Grundwasserleitersystems in einer ausgewogenen
und angemessenen Weise im Sinne des Artikels 4 erfordert,
dass alle maßgeblichen Faktoren berücksichtigt werden, ins-
besondere

a) die in den einzelnen Grundwasserleiterstaaten von
dem Grundwasserleiter oder Grundwasserleitersystem abhän-
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ken und Normen vollständigere Daten und Informationen
über den Grundwasserleiter oder das Grundwasserleitersys-
tem zu sammeln und zu erstellen. Sie ergreifen diese Maßnah-
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Artikel 15
Geplante Tätigkeiten

1. Hat ein Staat begründeten Anlass zu der Annahme, dass
eine bestimmte geplante Tätigkeit in seinem Hoheitsgebiet ei-
nen grenzüberschreitenden Grundwasserleiter oder ein grenz-
überschreitendes Grundwasserleitersystem beeinträchtigen
und dadurch beträchtliche nachteilige Auswirkungen auf ei-
nen anderen Staat haben könnte, prüft er, soweit dies durch-
führbar ist, die möglichen Auswirkungen dieser Tätigkeit.

2. Bevor ein Staat geplante Tätigkeiten, die einen grenzüber-
schreitenden Grundwasserleiter oder ein grenzüberschreiten-
des Grundwasserleitersystem beeinträchtigen und dadurch
beträchtliche nachteilige Auswirkungen auf einen anderen
Staat haben könnten, durchführt oder ihre Durchführung ge-
nehmigt, notifiziert er dies dem betreffenden Staat zur rechten
Zeit. Der Notifikation sind verfügbare technische Daten und
Informationen, einschließlich etwaiger Umweltverträglich-
keitsprüfungen, beizufügen, um dem notifizierten Staat die
Möglichkeit zu geben, die möglichen Auswirkungen der ge-
planten Tätigkeiten zu bewerten.

3. Sind der notifizierende und der notifizierte Staat uneins
über die möglichen Auswirkungen der geplanten Tätigkeiten,
so treten sie in Konsultationen und nötigenfalls in Verhand-
lungen ein, um eine ausgewogene Lösung der Situation her-
beizuführen. Sie können ein unabhängiges Organ zur Fest-
stellung der Tatsachen heranziehen, um eine unparteiische
Prüfung der Auswirkungen der geplanten Tätigkeiten vorneh-
men zu lassen.

Vierter Teil
Sonstige Bestimmungen

Artikel 16
Technische Zusammenarbeit mit Entwicklungsstaaten

Die Staaten fördern unmittelbar oder im Rahmen der zu-
ständigen internationalen Organisationen die wissenschaftli-
che, bildungsbezogene, technische, rechtliche und sonstige
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsstaaten zum Schutz
und zur Bewirtschaftung grenzüberschreitender Grundwas-
serleiter oder Grundwasserleitersysteme, unter anderem

a) die Stärkung ihres Kapazitätsaufbaus auf wissen-
schaftlichem, technischem und rechtlichem Gebiet;

b) die Erleichterung ihrer Teilnahme an entsprechen-
den internationalen Programmen;

c) ihre Belieferung mit den erforderlichen Ausrüstun-
gen und Einrichtungen;

d) die Verbesserung ihrer Fähigkeit zur Herstellung
solcher Ausrüstungen;

e) die Beratung über Einrichtungen für Forschungs-,
Überwachungs-, Bildungs- und andere Programme und die
Entwicklung solcher Einrichtungen;

f) die Beratung über Einrichtungen zur Minimierung
der schädlichen Auswirkungen bedeutender Tätigkeiten, die
sich auf ihre grenzüberschreitenden Grundwasserleiter oder

Grundwasserleitersysteme auswirken, und die Entwicklung
solcher Einrichtungen;

g) die Beratung bei der Erstellung von Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen;

h) die Unterstützung des Austauschs technischer
Kenntnisse und Erfahrungen zwischen den Entwicklungs-
staaten mit dem Ziel, ihre gegenseitige Zusammenarbeit bei
der Bewirtschaftung des grenzüberschreitenden Grundwas-
serleiters oder Grundwasserleitersystems zu verstärken. 

Artikel 17
Notfallsituationen

1. Im Sinne dieses Artikels bedeutet „Notfall“ eine plötzlich
als Folge natürlicher Ursachen oder menschlicher Tätigkeiten
auftretende Situation, die sich auf einen grenzüberschreiten-
den Grundwasserleiter oder ein grenzüberschreitendes
Grundwasserleitersystem auswirkt und aufgrund deren für
Grundwasserleiterstaaten oder andere Staaten die unmittelba-
re Gefahr eines ernstlichen Schadens besteht.

2. Der Staat, in dessen Hoheitsgebiet der Notfall entsteht,

a) benachrichtigt andere möglicherweise betroffene
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Artikel 19
Für die nationale Verteidigung oder Sicherheit wesentliche 
Daten und Informationen
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gen bekundet haben, und davon Kenntnis nehmend, dass das
Übereinkommen über Streumunition60 am 30. Mai 2008 in
Dublin verabschiedet wurde und dass über einen Vorschlag
zu diesem Thema im Kontext des Übereinkommens über das
Verbot oder die Beschränkung des Einsatzes bestimmter kon-
ventioneller Waffen, die übermäßige Leiden verursachen
oder unterschiedslos wirken können, weiter verhandelt wird, 

sowie feststellend, dass das Zusatzprotokoll vom 8. De-
zember 2005 zu den Genfer Abkommen vom 12. August
1949 über die Annahme eines zusätzlichen Schutzzeichens
(Protokoll III) am 14. Januar 2007 in Kraft trat,

unter Begrüßung der bedeutsamen Debatte, die durch die
vom Internationalen Komitee vom Roten Kreuz 2005 veröf-
fentlichte Studie über das humanitäre Völkergewohnheits-
recht ausgelöst wurde, und der gegenwärtigen Initiativen des
Komitees zur Aktualisierung des der Praxis gewidmeten Ban-
des II der Studie sowie der wachsenden Zahl der Übersetzun-
gen von Teilen der Studie in andere Sprachen und einer wei-
teren konstruktiven Erörterung des Themas mit Interesse ent-
gegensehend,

die Mitgliedstaaten auffordernd, das humanitäre Völker-
recht möglichst weit bekannt zu machen, und alle an einem
bewaffneten Konflikt beteiligten Parteien auffordernd, das
humanitäre Völkerrecht anzuwenden,

feststellend, dass die nationalen Rotkreuz- und Rothalb-
mond-Gesellschaften als Hilfsorgane der öffentlichen Behör-
den des jeweiligen Staates im humanitären Bereich eine be-
sondere Verantwortung zur Zusammenarbeit mit ihrer Regie-
rung und zur Unterstützung ihrer Regierung bei der Förde-
rung, der Verbreitung und der Anwendung des humanitären
Völkerrechts tragen,

anerkennend, dass sich das am 1. Juli 2002 in Kraft getre-
tene Römische Statut des Internationalen Strafgerichtshofs61

auf die schwersten Verbrechen nach dem humanitären Völ-
kerrecht erstreckt, die die internationale Gemeinschaft als
Ganzes angehen, und dass nach dem Statut zwar jeder Staat
zur Ausübung seiner Strafgerichtsbarkeit über die für solche
Verbrechen Verantwortlichen verpflichtet ist, dass darin aber
gleichzeitig die Entschlossenheit der internationalen Gemein-
schaft zum Ausdruck kommt, der Straflosigkeit der Urheber
solcher Verbrechen ein Ende zu setzen und so zu deren Ver-
hütung beizutragen,

sowie anerkennend, wie nützlich es ist, den Stand der für
den Schutz der Opfer bewaffneter Konflikte relevanten Über-
einkünfte des humanitären Völkerrechts in der Generalver-
sammlung zu erörtern,

1. begrüßt die universale Annahme der Genfer Ab-
kommen von 194958 und nimmt Kenntnis von der Tendenz

hin zu einer ähnlich umfassenden Annahme der beiden Zu-
satzprotokolle von 197759;

2. fordert
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10. fordert die Staaten auf, zu erwägen, Vertragspartei
des Fakultativprotokolls zu dem Übereinkommen über die
Rechte des Kindes betreffend die Beteiligung von Kindern an
bewaffneten Konflikten63 zu werden;

11. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer fünfundsechzigsten Tagung ausgehend von den
seitens der Mitgliedstaaten und des Internationalen Komitees
vom Roten Kreuz eingegangenen Informationen einen Be-
richt über den Stand der Zusatzprotokolle über den Schutz der
Opfer bewaffneter Konflikte sowie über die Maßnahmen vor-
zulegen, die zur Stärkung des bestehenden humanitären Völ-
kerrechts ergriffen wurden, unter anderem im Hinblick auf



VII. Resolutionen aufgrund der Berichte des Sechsten Ausschusses

621

Vertreter und Bediensteten befürworten, dazu anstiften, diese
organisieren oder durchführen;

4. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, auf
nationaler und internationaler Ebene alle geeigneten Maßnah-
men zu ergreifen, um Gewalthandlungen gegen die in Ziffer 2
genannten Vertretungen, Vertreter und Bediensteten zu ver-
hindern, so auch während eines bewaffneten Konflikts, und
gegebenenfalls unter Mitwirkung der Vereinten Nationen si-
cherzustellen, dass diese Handlungen vollständig untersucht
werden, damit die Täter vor Gericht gebracht werden;

5. empfiehlt den Staaten, unter anderem im Rahmen von
Kontakten zwischen den diplomatischen und konsularischen
Vertretungen und dem Empfangsstaat eng zusammenzuarbei-
ten, was praktische Maßnahmen zur Verbesserung des Schut-
zes und der Sicherheit diplomatischer und konsularischer Ver-
tretungen und Vertreter sowie den Austausch von Informatio-
nen über die Umstände betrifft, unter denen sich alle schwer-
wiegenden diesbezüglichen Verstöße ereignet haben;

6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, im Einklang
mit dem Völkerrecht auf nationaler und internationaler Ebene
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RESOLUTION 63/127

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 11. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/442,
Ziff. 9)67.

63/127. Bericht des Sonderausschusses für die Charta 
und die Stärkung der Rolle der Vereinten 
Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 3499 (XXX) vom
15. Dezember 1975, mit der sie den Sonderausschuss für die
Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen
einsetzte, sowie auf ihre auf späteren Tagungen verabschiede-
ten einschlägigen Resolutionen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 47/233 vom
17. August 1993 über die Neubelebung der Tätigkeit der Ge-
neralversammlung,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 47/62 vom
11. Dezember 1992 über die Frage der ausgewogenen Vertre-
tung und der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicher-
heitsrat,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der Offenen Arbeits-
gruppe zur Frage der ausgewogenen Vertretung und der Erhö-
hung der Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat und zu ande-
ren mit dem Sicherheitsrat zusammenhängenden Fragen68,

unter Hinweis auf diejenigen Teile ihrer Resolution
47/120 B vom 20. September 1993, die für die Tätigkeit des
Sonderausschusses von Bedeutung sind,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 51/241 vom
31. Juli 1997 über die Stärkung des Systems der Vereinten
Nationen und ihre Resolution 51/242 vom 15. September
1997 mit dem Titel „Ergänzung zur ‚Agenda für den Frie-
den‘“, mit der sie die der Resolution als Anlage beigefügten
Texte betreffend die Koordinierung und die Frage der von
den Vereinten Nationen verhängten Sanktionen annahm,

besorgt über die besonderen wirtschaftlichen Probleme,
vor die sich bestimmte Staaten infolge der Durchführung von
Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen gestellt sehen, die
der Sicherheitsrat gegen andere Staaten ergriffen hat, sowie
berücksichtigend, dass die Mitglieder der Vereinten Nationen
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a) die Behandlung aller Vorschläge betreffend die Fra-
ge der Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit unter allen Aspekten fortzusetzen, um die Rolle der
Vereinten Nationen zu stärken, und in diesem Zusammen-
hang andere Vorschläge betreffend die Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit zu behandeln, die
dem Sonderausschuss bereits vorgelegt wurden beziehungs-
weise auf seiner Tagung 2009 noch vorgelegt werden könn-
ten;

b) die Behandlung des von der Russischen Föderation
vorgelegten Arbeitsdokuments über Grundvoraussetzungen
und Standardkriterien für die Verhängung und Anwendung
von Sanktionen mit Vorrang fortzusetzen, mit dem Ziel, sich
auf die offenen Fragen zu konzentrieren;

c) die Frage der Anwendung der Bestimmungen der
Charta der Vereinten Nationen 
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15. ersucht den Generalsekretär außerdem, dem Sonder-
ausschuss auf seiner nächsten Tagung die Informationen vor-
zulegen, auf die er in Ziffer 11 seines Berichts über die An-
wendung der Bestimmungen der Charta der Vereinten Natio-
nen betreffend die Gewährung von Hilfe an Drittstaaten, die
von der Anwendung von Sanktionen betroffen sind76, Bezug
nimmt;

16. ersucht den Generalsekretär ferner, der Generalver-
sammlung auf ihrer vierundsechzigsten Tagung unter dem
Punkt „Bericht des Sonderausschusses für die Charta und die
Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen“ einen Bericht
über die Anwendung der Bestimmungen der Charta der Ver-
einten Nationen betreffend die Gewährung von Hilfe an
Drittstaaten, die von der Anwendung von Sanktionen betrof-
fen sind, vorzulegen;

17. beschließt, den Punkt „Bericht des Sonderausschus-
ses für die Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten
Nationen“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer vierundsech-
zigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 63/128

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 11. Dezember 2008,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/63/443,
Ziff. 8)77.

63/128. Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und 
internationaler Ebene

Die Generalversammlung,

unter Hinweis
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zu alle Bereiche des Engagements der Vereinten Nationen im
Rahmen seiner einschlägigen Tätigkeiten, soweit angezeigt,
systematisch mit Aspekten der Rechtsstaatlichkeit zu befas-
sen; 

5. bekundet der von der Einheit für Rechtsstaatlichkeit
im Exekutivbüro des Generalsekretärs unterstützten Gruppe
für Koordinierung und Ressourcen im Bereich Rechtsstaat-
lichkeit ihre volle Unterstützung für die allgemeine Koordi-
nierungs- und kohärenzfördernde Rolle, die sie unter der Lei-
tung der Stellvertretenden Generalsekretärin innerhalb des
Systems der Vereinten Nationen im Rahmen der bestehenden
Mandate wahrnimmt, und ersucht den Generalsekretär, einen
jährlichen Bericht über die Tätigkeiten der Vereinten Natio-
nen auf dem Gebiet der Rechtsstaatlichkeit, insbesondere die
Arbeit der Gruppe und der Einheit, vorzulegen, insbesondere
im Hinblick auf die Verbesserung der Koordinierung, Kohä-
renz und Effektivität der Tätigkeiten auf dem Gebiet der
Rechtsstaatlichkeit und unter Berücksichtigung der in den
Ziffern 77 und 78 des Berichts des Generalsekretärs80 aufge-
führten Elemente; 

6. bittet den Generalsekretär und das System der Ver-
einten Nationen, den Tätigkeiten auf dem Gebiet der Rechts-
staatlichkeit hohen Vorrang einzuräumen; 

7. bittet den Internationalen Gerichtshof, die Kommis-
sion der Vereinten Nationen für internationales Handelsrecht
und die Völkerrechtskommission, auch künftig in ihrem je-
weiligen Bericht an die Generalversammlung zu ihrer derzei-
tigen Rolle bei der Förderung der Rechtsstaatlichkeit Stellung
zu nehmen;

8. bittet die Gruppe für Koordinierung und Ressourcen
im Bereich Rechtsstaatlichkeit und die Einheit für Rechts-
staatlichkeit, mit den Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten,
insbesondere im Rahmen informeller Unterrichtungen;

9. betont, dass der Bericht des Generalsekretärs über
den Mittelbedarf der Einheit für Rechtsstaatlichkeit81 unver-
züglich behandelt werden muss, und legt dem Generalsekre-
tär und den Mitgliedstaaten eindringlich nahe, die Tätigkeit
der Einheit in der Zwischenzeit weiter zu unterstützen;

10. beschließt, den Punkt „Rechtsstaatlichkeit auf natio-
naler und internationaler Ebene“ in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer vierundsechzigsten Tagung aufzunehmen, und bit-
tet die Mitgliedstaaten, in den künftigen Aussprachen im
Sechsten Ausschuss unbeschadet der Behandlung des Punk-
tes als Ganzes gezielt zu den Unterthemen „Förderung der
Rechtsstaatlichkeit auf internationaler Ebene“ (vierundsech-
zigste Tagung), „Gesetze und Praktiken der Mitgliedstaaten
zur Umsetzung des Völkerrechts“ (fünfundsechzigste Ta-
gung) und „Rechtsstaatlichkeit und Unrechtsaufarbeitung in
Konflikt- und Postkonfliktsituationen“ (sechsundsechzigste
Tagung) Stellung zu nehmen82.

RESOLUTION 63/129

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 11. Dezember 2008,
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erneut nachdrücklich die abscheulichen Terrorakte verur-
teilend, die zu ungeheuren Verlusten an Menschenleben, Zer-
störungen und Sachschäden geführt haben, namentlich dieje-
nigen, auf die die Generalversammlung mit der Verabschie-
dung ihrer Resolution 56/1 vom 12. September 2001 und der
Sicherheitsrat mit der Verabschiedung seiner Resolutionen
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und 62/71 vom 6. Dezember 2007 gefassten Beschluss, dass
sich der Ad-hoc-Ausschuss nach Resolution 51/210 der Ge-
neralversammlung mit der Frage der Einberufung einer Kon-
ferenz auf hoher Ebene unter der Schirmherrschaft der
Vereinten Nationen zur Ausarbeitung gemeinsamer organi-
sierter Antwortmaßnahmen der internationalen Gemeinschaft
auf den Terrorismus in allen seinen Arten und Erscheinungs-
formen befassen und sie auf seiner Tagesordnung belassen
soll, 

sowie unter Hinweis auf das am 16. September 2006 in
Havanna verabschiedete Schlussdokument der vierzehnten
Konferenz der Staats- und Regierungschefs der nichtgebun-
denen Länder, in dem die gemeinsame Position der Bewe-
gung der nichtgebundenen Länder zum Terrorismus wieder-
holt und ihre vorherige Initiative89 bekräftigt wurde, mit der
zu einer internationalen Gipfelkonferenz unter der Schirm-
herrschaft der Vereinten Nationen zur Ausarbeitung gemein-
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Handlungen93, der Änderung des Übereinkommens über den
physischen Schutz von Kernmaterial94, des Protokolls von
2005 zum Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtlicher
Handlungen gegen die Sicherheit der Seeschifffahrt
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die mit Resolution 54/110 der Generalversammlung auf seine
Tagesordnung gesetzte Frage der Einberufung einer Konfe-
renz auf hoher Ebene unter der Schirmherrschaft der Verein-
ten Nationen weiter erörtern wird;

23. beschließt außerdem, dass der Ad-hoc-Ausschuss
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6. stellt außerdem fest, dass mehrere Delegationen um
eine Verkürzung der von dem Gastland angewandten Frist für
die Ausstellung von Sichtvermerken für die Einreise von Ver-
tretern der Mitgliedstaaten ersucht haben, da diese Frist die
volle Teilnahme von Mitgliedstaaten an den Tagungen der
Vereinten Nationen erschwert;

7. dankt dem Gastland für seine Bemühungen und


